
 

 

 

Stellungnahme des Deutschen Blinden- und Sehbehinder-
tenverbandes e.V. (DBSV)zum Referentenentwurf des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

zur Haftung bei Unfällen mit Elektrokleinstfahrzeugen im 

Straßenverkehr vom 02.12.2025 

Der DBSV begrüßt das Vorhaben. Für Elektrokleinstfahrzeuge soll künftig die 

straßenverkehrsrechtliche Haftung nach dem StVG gelten: Halter von Elektro-

kleinstfahrzeugen haften demnach verschuldensunabhängig aus Gefähr-

dungshaftung gemäß § 7 Absatz 1 StVG, Führer von Elektrokleinstfahrzeugen 

haften für vermutetes Verschulden gemäß § 18 Absatz 1 StVG.  

Der DBSV fordert die Streichung der bisher geltenden Ausnahme für Elektro-

kleinstfahrzeuge schon lange. Bislang sind blinde und sehbehinderte Men-

schen, die über einen herumliegenden E-Roller fallen und sich teils schwere 

Verletzungen zuziehen, rechtlich unzureichend bei der Geltendmachung von 

Ersatzansprüchen geschützt. Das hat u. a. der Fall eines blinden Klägers in 

Bremen deutlich gezeigt (Urteil des OLG Bremen v. 15.11.2023 - 1 U 15/23). 

Wir versprechen uns von der Einführung der Gefährdungshaftung zudem auch 

präventive Wirkungen für die Sicherheit im Straßenverkehr insgesamt, insbe-

sondere für vulnerable Gruppen, wie Menschen mit Blindheit und Sehbehinde-

rung. Unter Berücksichtigung der Halterhaftung ist zu erwarten, dass die Ver-

leihfirmen bei ihren Kunden auf mehr Disziplin und Rücksicht beim Fahren 

und Abstellen der E-Roller einwirken. 

Die vorgesehenen gesetzlichen Änderungen sind daher dringend angezeigt. 

Gleichzeitig weist der DBSV darauf hin, dass rechtliche Vorgaben, insbeson-

dere zur verbindlichen Einführung fester Abstellflächen für Leih-e-Roller wei-

terhin dringend erforderlich bleiben! 
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